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2 Integrierte Aufgaben- und Finanzplanung 2009 bis 2012 
 
21 Strategiekonforme Umsetzung der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 – 

rollende Fortsetzung 2009 bis 2012 

Grundlage für die Langfristplanung bildet die Strategieplanung 2012+, welche der Regierungsrat im 
September 2002 erstmals verabschiedet hat. Zu deren Vorbereitung wurde eine breite, wissenschaft-
lich unterstützte Lageanalyse durchgeführt, welche die Auswirkungen durch die Globalisierung der 
Wirtschaft, den beschleunigten Wertewandel in der Zivilgesellschaft und die Veränderungen in der 
Umwelt sowie im staatlichen Umfeld einfing. Der Regierungsrat umschrieb darin zu zehn Politikberei-
chen strategische Leitideen für die nachhaltige Entwicklung zum Wohlergehen der Bewohnerinnen 
und Bewohner des Kantons und fasste die angestrebte künftige Positionierung des Kantons wie folgt 
zusammen: 

KANTON OBWALDEN 
WOHN-ATTRAKTIV, WIRTSCHAFTS-DYNAMISCH UND OPTIMAL VERNETZT 

IHR PARTNER IN DER ZENTRALSCHWEIZ 

 
Nach der Amtsdauerplanung 2002 bis 2006 fusst bereits die zweite Amtsdauerplanung 2006 bis 
2010 auf der Langfriststrategie 2012+. In ihr werden, gestützt auf eine aktualisierte Gesamtbeurtei-
lung der Rahmenbedingungen und des strategischen Handlungsbedarfs die strategischen Leitideen 
mit ihren Wirkungszielen konsequent weiterverfolgt. Erstmals werden dazu strategische Kennzahlen 
aufgeführt, welche die erzielten Fortschritte und Entwicklung insbesondere auf der Zeitachse 
und/oder im Verhältnis zu andern Kantonen bzw. im Vergleich zum schweizerischen Mittel aufzeigen. 
Dies, um das strategische Controlling zu ermöglichen.  
 
Die Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 hält die Massnahmen fest, das heisst insbesondere die Pro-
jekte, Gesetzgebungsvorhaben und Investitionen, welche prioritär zur Erreichung der strategi-
schen Leitideen und Wirkungsziele verfolgt werden.  
 
In der vorliegenden Integrierten Aufgaben- und Finanzplanung 2009 bis 2012 wird die Umsetzung 
der Ziele und Massnahmen der Amtsdauerplanung konkretisiert und nach den Verantwortlichkeiten 
auf Stufe Departement und Amt sichtbar gemacht. Es handelt sich um eine rollende, jährlich nachge-
führte Planung, in welcher auch Veränderungen der Rahmenbedingungen Rechnung getragen oder 
zusätzliche Schwergewichtsbildungen getroffen werden können, um letztlich die strategischen Ziele 
zu erreichen.  
 
Für die Unterstützung des Controllings auf Stufe Regierungsrat – Controlling verstanden als unter-
nehmerischer Entscheidungs- und Steuerungsprozess durch zielgerichtete Informationser- und -
verarbeitung (nach Preissler) – werden wiederum wie im Vorjahr strategische Kennzahlen über die 
Positionierung des Kantons dargestellt und die Hauptstossrichtung sowie Schwerpunktprojekte des 
Regierungsrats für das kommende Jahr 2009 vorangestellt.  
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22 Umsetzungsstand 2008 und Veränderungen der Rahmenbedingungen 
 
22.1 Entwicklung der Strategischen Kennzahlen 
 
In der Strategie- und Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 finden sich strategische Kennzahlen, welche 
ein Controlling der strategischen Leitideen und Wirkungsziele in den einzelnen Politikbereichen er-
möglichen. In diesem Kapitel werden im Sinne einer rollenden Nachführung ausgewählte strategische 
Kennzahlen zusammengefasst, welche für die Entwicklung des Kantons und seine Positionierung als 
besonders bedeutsam aufgefasst werden. Weitere Kennzahlen werden verwaltungsintern zuhanden 
der Auswertung über die ganze laufende Amtsdauer ermittelt. 
 
 

Strategische Kennzahl nach Politikberei-
chen 

2006 2007 Ziel  
2008 

Ziel 
2009 

     
Standortsqualitätindikator der CS (SQI) für OW 
Rang unter den Zentralschweizer Kantonen 
(Ø CH -0,3 bis +0,3) 

0.13 
4 

0.89 
3 

1.0 
3 

1.0 
3 

     
Bevölkerungsentwicklung gemäss Einwohner-
kontrolle Stand Ende Dezember 

34 042 34 317 + 300 
(0,9 %) 

+ 300 

     
Volkseinkommen in Franken pro Kopf  
*2005 und **2006 (provisorisch) 

*39 646  
*+ 2,8 % 

CH + 2,7 % 

**... 1) Wachstum 
= CH-Mittel 

Wachstum 
= CH-Mittel 

     
     
Gymnasiale Maturitätsquote OW 16,0 % 

CH 19,5 % 
– 
– 

90 % 
CH-Mittel 

90 % 
CH-Mittel 

     
Lehrbetriebsquote 
(Anzahl Lehrbetriebe in % der Arbeitsstätten) 

OW 25,59 % 
CH  

... 1) > 25 % > 25 % 

     
Berufsmaturitätsquote OW 13,3 % 

CH 13 % 
OW 14,1 % 
CH 13 % 

 
CH-Mittel 

 
CH-Mittel 

     
Jugendarbeitslosigkeit (15- bis 19-Jährige) je 
Ende  

OW 1,0 
CH 2,9 

OW 1,0 
CH 2,3 

< CH-Mittel < CH-Mittel 

     
     
Gesundheitskosten in Franken pro Kopf und 
Jahr von Kanton und Gemeinden (gemäss 
öffentlichen Finanzen Schweiz) 

1 595 
CH 2 628 

... 1) OW < 60 % 
CH-Mittel 

OW < 60 % 
CH-Mittel 

     
Im Kantonsspital Obwalden behandelte Patien-
tinnen und Patienten Innerhalb des Kantons 
behandelte Obwaldner Patientinnen und Pa-
tienten 

2 787 
 

51 % 

2 769 

 

... 1) 

 
 

55 % 

 
 

≥ 55 % 

 .    
     
Sozialhilfe-Quote  OW 1,3 % 

CH 3,3 % 
OW 1,3 % 

... 1) 
= = 
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Strategische Kennzahl nach Politikberei-
chen 

2006 2007 Ziel  
2008 

Ziel 
2009 

     
Strafanzeigen insgesamt:  2 785 2 672 – – 
davon: gegen Leib und Leben 

aufgeklärt 
* ab 2007 neue eidg. Statistik 

77 
67 

29 
28 

Aufklärungs-
rate 85 % * 

Aufklärungs-
rate 90 % * 

     

     
Nicht überbautes Wohnbauland Fläche 
(davon verfügbar auf dem Markt, Statistik iow)  

... 1) 69 ha 
42 % 

 
> 50 % 

 
> 50 % 

     
Nicht überbautes Industrie- und Gewerbeland  
Fläche 
(davon verfügbar auf dem Markt, Statistik iow) 

... 1)  
30 ha 
41 % 

 
 

> 50 % 

 
 

> 50 % 
     

     
Angebot und Nachfrage zb Zentralbahn total: 
– Kurskilometer alle Linien (Angebot) 
– Personenkilometer alle Linien (Nachfrage) 

 
2,470 Mio. 
118,6 Mio. 

 
2,488 Mio. 
120,6 Mio. 

 
2,492 Mio. 
122,4 Mio. 

 
2,492 Mio. 
125 Mio. 

     
     
Kriterien nachhaltige Finanzpolitik:      
– Ertragsüberschuss Laufende Rechnung  + 11 Mio. Fr. + 23,5 Mio. Fr. +/- 0 +/- 0 
– Eigenfinanzierungsgrad in % der Investitionen 116,7 % 116,9 % 115 % > 100 % 
     
 

1)  Zahlen (noch) nicht vorhanden 
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22.2 Besondere Rahmenbedingungen 2009 im Umfeld 
 
Der Regierungsrat hat mit der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 eine breite Gesamtbeurteilung der 
Rahmenbedingungen und des strategischen Handlungsbedarfs vorgenommen (siehe APL, Kapitel 2, 
Seite 4 ff.). Mit Blick auf die jeweilige Jahresplanung werden wesentliche Änderungen im Sinne einer 
aktualisierten Umfeldanalyse festgehalten. Sie können die Anpassung und Ergänzung von Massnah-
men (Projekte, Gesetzgebungsvorhaben und Investitionen) der Amtsdauerplanung bzw. der rollenden 
Aufgaben und Finanzplanung notwendig machen. 
 
 
 
.21 Gesellschaftliches Umfeld 
 
Das GFS-Sorgenbarometer (Credit Suisse [Hrsg.], Zürich, Dezember 2007) zeigt eine übergeordne-
te Problemwahrnehmung der schweizerischen Bevölkerung in folgender Reihenfolge: 
 

  2007 2006 

1 Arbeitslosigkeit (57 %; - 9) (66 %; – 5) 
2 Altersvorsorge (45 %; - 6) (51 %; + 6) 
3 Gesundheitswesen (38 %; - 17) (55 %; + 4) 
4 Ausländer (35 %; + 8) (27 %; – 3) 
5 Persönliche Sicherheit (30 %; + 17) (13 %; – 7) 
6 Flüchtlinge (26 %; - 13) (39 %; + 11) 
7 Neue Armut (25 %; - 3) (28 %; – 1) 
8 Umweltschutz (25 %; + 18)        – 
9 Einkommen/Löhne (23 %; - 3) (26 %; + 5) 

10 Inflation (20 %; + 1) (19 %; + 7) 
11 Europäische Integration (20 %; + 2) (18 %; – 6) 
12 Soziale Sicherheit (19 %; 0) (19 %; + 4) 
13 Bundesfinanzen (18 %; + 1) (17 %; – 6) 
14 Globalisierung (14 %; + 3) (11 %; – 5) 
15 Familienpolitik ((13 %; k.A.)        – 
16 Drogen (10 %; - 4) (14 %; 0) 
17 Energie (10 %; - 1) (11 %; 0) 
18 Terrorismus (10 %; - 1) (11 %; – 4) 

 
 
Bereits zum siebten Mal sind die drei Hauptsorgen, welche die Bevölkerung belasten, die gleichen, 
nämlich die Arbeitslosigkeit, die Altersvorsorge und das Gesundheitswesen. Dieses ist allerdings 
zulasten der Altersvorsorge neu auf Rang drei zu finden. Die grössten positiven Abweichungen (weni-
ger Belastung) finden wir beim Gesundheitswesen (- 17 %), bei den Flüchtlingen (- 13 %) und bei der 
Arbeitslosigkeit (- 9 %), die allerdings noch immer an der Spitze steht. Die grössten Zunahmen stellt 
man beim Umweltschutz (+ 18 %) und bei der persönlichen Sicherheit (+ 17 %) und den Ausländern 
(+ 8 %) fest. Es handelt sich um eine Erhebung auf nationaler Ebene, die wohl tendenziell aber nicht 
im Massstab 1 : 1 auf die Problemwahrnehmung im Kanton Obwalden übertragen werden kann. Für 
den Kanton sind die Aussagen des GFS-Barometers deshalb stets aus einer sachlichen Distanz zu 
beurteilen. 
 
Bevölkerungswachstum: 
 
Auch 2007 hielt das Wachstum der gesamten Wohnbevölkerung im Kanton weiterhin an. Zwar wurde 
im Saldo das in der kantonalen Richtplanung mit jährlich 300 Personen prognostizierte Wachstum der 
Bevölkerung mit 275 nicht ganz erreicht. Hingegen hat die ständige Wohnbevölkerung (schweizeri-
sche sowie niedergelassene Personen mit Aufenthalt) um 336 zugenommen. Die Gemeinden Sarnen, 
Kerns und Lungern liegen über dem durchschnittlich angestrebten Wachstum von einem Prozent. Im 
Vorjahr waren es die Gemeinden Kerns, Sachseln und Engelberg, die dieses Ziel übertrafen.  
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War 2006 insbesondere eine Trendwende bei der Binnenwanderung (Zu- und Abwanderung aus und 
nach andern Kantonen) festzustellen, überwog 2007 wieder die Abwanderung, die jedoch durch den 
Geburtenüberschuss und den internationalen Wanderungsüberschuss mehr als wettgemacht wurde. 
Seit 1999 war mit Ausnahme von 2001 ständig eine Abwanderung zu verzeichnen, 2006 gab es erst-
mals eine Zuwanderung um 81 Personen. 
 
Demografische Entwicklung: 
 
Die Alterung der Bevölkerung nimmt, wenn auch unterdurchschnittlich, weiter zu. Der Altersquotient 
(Verhältnis der über 64-Jährigen zu den 20- bis 64-Jährigen erhöhte sich im Kanton von 2004 bis 
2006 von 23,9 auf 24,3. Diese Entwicklung ist jedoch bedeutend schwächer als gesamtschweize-
risch, wo sich der Quotient von 30,0 auf 31,5 erhöhte. Der Kanton Obwalden weist damit den 
achttiefsten Altersquotienten aus. 
 
Die Aussage vom Vorjahr, wonach auch im Kanton Obwalden eine abnehmende Anzahl von Kindern 
und Jugendlichen an der Gesamtbevölkerung (Jugendquotient) erwartet wird, kann aufgrund der 
neuesten Zahlen über die Bevölkerungsbewegung 2007 mit einer Zunahme der Geburten von 351 auf 
363 nicht bestätigt werden. Vorläufig werden sich aber weiterhin weniger Schuleintritte in die Volks-
schule und geringere Schülerzahlen für weiterführende Schulen ergeben. Mit Blick auf den Bevölke-
rungszuwachs wird sich dies allerdings je nach Gemeinde, Stufe (Kantonsschule) und Jahr mittelfris-
tig unterschiedlich auswirken. 
 
 
.22 Wirtschaftliches Umfeld 
 
Entwicklung des Volkseinkommens: 
 
Die Statistik über die kantonalen Volkseinkommen befindet sich wegen der neuen Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung immer noch in Überarbeitung. Die letzten Angaben wurden provisorisch für 2005 
errechnet und mit der Entwicklung seit 1998 verglichen. Ausgehend vom tiefsten Volkseinkommen pro 
Kopf 1998 (Fr. 33 698.–) wird für den Kanton Obwalden nach Basel-Stadt, Glarus, Nidwalden, Neu-
enburg und Zug prozentual das sechsthöchste Wachstum (auf Fr. 39 646.–; Schweiz Fr. 54 031.–) 
ausgewiesen. Dieses Wachstum dürfte sich dank der guten konjunkturellen Entwicklung, der beob-
achteten Unternehmensgründungen im Kanton sowie der Bevölkerungsentwicklung fortgesetzt ha-
ben. Das lässt sich aus der Entwicklung des Ertrags der direkten Bundessteuer je Einwohner ablei-
ten, der zwischen 2004 und 2007 (Grundlage Steuererklärung des Vorjahrs) über dem schweizeri-
schen Durchschnitt zunahm. Der von der Credit Suisse errechnete regionale Indikator über die ver-
fügbaren Einkommen (frei verfügbares Einkommen im Verhältnis zum schweizerischen Schnitt = 0) 
weist für Obwalden mit + 0.6 einen positiven Wert aus. Das bedeutet, dass den Haushalten aufgrund 
der tieferen Lebenshaltungskosten ein höherer Anteil an ihrem Einkommen verbleibt. Bei der Progno-
se der kantonalen Haushaltseinkommen bis 2009 rechnet die Credit Suisse für Obwalden zusammen 
mit acht andern Kantonen mit einem überdurchschnittlichen Zuwachs. Er liegt mit 1.6 Prozent knapp 
über dem Durchschnitt. 
 
Beschäftigung: 
 
Die Entwicklung der Beschäftigung war 2007 erfreulich. Insbesondere bei den grösseren, internatio-
nal ausgerichteten Betrieben war eine deutliche Zunahme an Arbeitsplätzen festzustellen. 2008 wird 
noch einmal, wenn auch ein geringerer Zuwachs erwartet. Sehr viel wird davon abhängen wie sich 
die Weltwirtschaft entwickelt. Im Wirkungsbericht des Regierungsrates zur Steuerstrategie vom 
1. April 2008 wird geschätzt, dass wegen der Steuerstrategie allein im 2007 über 100 neue Arbeits-
plätze im Bereich Dienstleistungssektor sowie Industrie und Gewerbe entstanden sind. Diese Zahl 
dürfte im Jahr 2008 noch übertroffen werden. 
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Konjunkturprognosen: 
 
Die konjunkturelle Entwicklung flacht nach dem überraschenden Boomjahr 2007 ab. Entscheidend 
wird sein, wie sich die Immobilienkrise in den USA auf die Finanzbranche und damit auf die konjunk-
turelle Entwicklung in den USA, aber auch in Europa auswirkt. Die Prognosen für 2009 wurden zu-
rückgenommen. Nach wie vor wird aber für 2009 von einem durchschnittlichen Wachstum von 1.3 bis 
1.8 Prozent ausgegangen. Motor für diese Entwicklung ist in erster Linie die Binnenwirtschaft. 
Allerdings wird für einzelne Branchen wie Landwirtschaft und Bau eine negative Wertschöpfungsent-
wicklung angenommen. Eine starke Verschlechterung der weltwirtschaftlichen Entwicklung könnte 
sich insbesondere auf die Exportindustrie auswirken. Weil die exportorientierten Unternehmen im 
Kanton grösstenteils in Nischenmärkten tätig sind, dürften diese weniger betroffen werden. Grösseren 
Einfluss auf diese Firmen dürfte der nach wie vor schlechte Dollarkurs haben. Für die regionale Bau-
wirtschaft hingegen ist anzunehmen, dass die langjährigen grossen Bauvorhaben im Bereich des 
Hochwasserschutzes Sarneraatal/Engelberg – entgegen der schweizerischen Prognose – eine positi-
ve wirtschaftliche Wirkung hervorrufen werden. 
 
Der Wachstumsbericht 2008 des Bundesrates bestätigt die Analyse von 2002, wonach das Potenzial 
bei der zunehmend globalisierten Wirtschaft mit den entsprechenden Herausforderungen an die Bin-
nenwirtschaft liegt. Erstaunlicherweise ist das bisherige Wachstum vor allem auf einen Zuwachs an 
geleisteten Stunden und weniger auf einen Zuwachs der im internationalen Vergleich durchschnittli-
chen Arbeitsproduktivität zurückzuführen. Gemäss einer neuen Studie des „Berlin-Institutes“ wird die 
Schweiz nach Island als das zukunftsträchtigste Land in Europa bezeichnet. Die Region Zentral-
schweiz rangiert unter allen Regionen Europas unter den besten zehn. 
 
Branchenportfolio:  
 
Da die nächste Studie mit dem Branchenportfolio für den Kanton Obwalden erst wieder 2009 veröf-
fentlicht wird, kann zum heutigen Zeitpunkt keine Aussage gemacht werden.  
 
Landwirtschaft:  
 
Die Dynamik der Veränderung hat in der Landwirtschaft weiterhin zugenommen. Mit der vom Bundes-
rat angestrebten Öffnung der Märkte nimmt der Druck auf die Preise zu. Andererseits führt die Globa-
lisierung der Märkte und das veränderte Konsumverhalten der Boom-Regionen in Asien zu Nachfra-
geüberhängen bei Milchprodukten, die in der Schweiz früher eher im Überfluss produziert wurden. 
Das führt erstmals seit Jahren wieder zu höheren Preisen für die Konsumenten, wovon der Produzent 
profitiert. Dieser Wandel öffnet dem nach wie vor kleinstrukturierten auf Milchwirtschaft ausgerichteten 
Agrarsektor im Kanton neue Chancen. Der fragwürdige Einsatz von Bio-Masse als Energieträger hat 
eine Knappheit und damit verbunden eine Preissteigerung der verwendeten Grundnahrungsmittel zur 
Folge.  
 
 
.23 Staatliches Umfeld (Bund, interkantonale Zusammenarbeit, Zusammenarbeit Kanton – 

Gemeinden) 
 
.231 Bund 
 
Mit dem Wachstumsbericht 2008 des Bundesrats strebt der Bund eine engere Zusammenarbeit mit 
den Kantonen an. Als Ziele werden die weitere administrative Entlastung der Unternehmen, die Ver-
stärkung des E-Government und die Öffnung des Binnenmarktes genannt. Von den Kantonen erwar-
tet der Bund wettbewerbsfähige öffentliche Leistungen (öffentliches Beschaffungswesen), ein attrakti-
ves Steuersystem, die weitere administrative Entlastung der Unternehmen, eine Straffung der Bau-
vorschriften, die Harmonisierung der obligatorischen Schulen, die bessere Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie sowie die Innovationsförderung. Namentlich erwähnt werden die Umsetzung der flankie-
renden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit, die steuerliche Berücksichtigung der Kosten der Kin-
derbetreuung und Weiterbildung, ein Benchmarking zwischen den Kantonen, eine interkantonale Ver-



– 8 – 
 
 

 

einbarung zur Harmonisierung der Baubegriffe, eine Abstimmung der Gesetze zum Energiesparen, 
die Harmonisierung der obligatorischen Schule. Die Priorisierung seitens Bund kann nicht mit dem 
Handlungsbedarf in den Kantonen gleichgesetzt werden. In vielen Politikbereichen ist der Kanton 
Obwalden unter Berücksichtigung der lokalen Verhältnisse und Bedürfnisse relativ weit fortgeschrit-
ten, so beispielsweise bei der Umsetzung von familienpolitischen Massnahmen.  
 
Die Harmonisierung mit dem europäischen Recht schreitet weiter voran. Ab November 2008 sind die 
Abkommen von Schengen und Dublin umzusetzen. Damit wird die Schweiz ihre bisherige Aussen-
grenze zu Europa verlieren. Die Personenkontrolle an den Grenzen entfällt, nicht aber die Warenkon-
trolle. Die Schweiz wird sich dem Schengen-System der Personenkontrolle anschliessen und die Da-
tenschutzbestimmungen entsprechend umsetzen. Der Kanton hat die Umsetzung namentlich im Be-
reich der Personenkontrolle (Pässe und Identitätskarten mit biometrischen Angaben, polizeiliches 
Fahndungssystem und Migration) vorzubereiten sowie im Datenschutz sicherzustellen. 
 
Die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 
(NFA) steht seit 1. Januar 2008 in Kraft. Die Umsetzung ist in einzelnen Bereichen noch im Gange, 
z.B. Sonderzahlungen im Wasserbau, Betrieb der Nationalstrassen und die Neuregelung im sonder-
pädagogischen Bereich. Bereits für 2009 ist ein erster Wirkungsbericht geplant, der die Auswirkungen 
der NFA aufzeigen soll. Nach nur einem Jahr der Umsetzung werden noch wenig Aussagen möglich 
sein. Trotzdem sollen allfällige Problemfelder oder Lücken früh erkannt werden um gegebenenfalls 
rechtzeitig Massnahmen einleiten zu können. Auch die Auswirkungen einer erneut angekündigten 
Aufgabenüberprüfung des Bundes sind mit Blick auf die Auswirkungen auf den Kanton sorgfältig zu 
analysieren. 
 
 
.232 Interkantonale Zusammenarbeit 
 

In der föderalistischen Zusammenarbeit spielen die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) sowie 
die schweizerischen Direktorenkonferenzen eine wichtige Rolle. Die KdK koordiniert die Standpunkte 
der Kantone im Bereich der Aussenpolitik und die grundsätzlichen föderalen Anliegen gegenüber dem 
Bund. Dafür steht als Treffpunkt neu das Haus der Kantone zur Verfügung. Bei den Direktorenkonfe-
renzen stehen auch nach der gemeinsamen Umsetzung der NFA verschiedene schwergewichtige 
Themen an, die den Kanton betreffen, u.a. das HarmoS-Konkordat für die sprachregionale Zusam-
menarbeit, in deren Rahmen auf 2010 eine Deutschschweizer Erziehungsdirektoren-Konferenz  
(D-EDK) gegründet werden soll. Bei gemeinsamen Bildungseinrichtungen aber auch andern interkan-
tonalen Trägerschaften hält der Trend zur Vollkostenabgeltung an. 
 
In der Zentralschweizer Regierungskonferenz (ZRK) ist bis Ende 2009 Obwalden der Vorortskanton. 
Sie befasst sich aufgrund einer Umfrage bei den angeschlossenen Kantonen vom Oktober 2007 so-
wohl mit grundsätzlichen Fragen der inhaltlich-strategischen Zusammenarbeit mit Fokussierung auf 
eine Aufwertung der Zentralschweiz als Lebens- und Wirtschaftsraum als auch mit grundlegenden 
formalen Fragen der Zusammenarbeit. Ebenso werden Massnahmen geprüft, um der Stellung und 
dem Anliegen der Zentralschweiz in Bundesbern vermehrt Nachachtung zu verschaffen. Im Konkre-
ten laufen rund 50 Zusammenarbeitsprojekte, die hauptsächlich über die Direktorenkonferenzen in 
systematisch-pragmatischer Art und oft auch in variabler Geometrie abgewickelt werden. 
 
In der bilateralen Zusammenarbeit werden die bundesgesetzlichen Vorgaben für die Krankenversi-
cherer die Zusammenarbeit im Spitalbereich wesentlich beeinflussen. 
 
 
.233 Zusammenarbeit Kanton – Gemeinden 
 
Aus den Vorgaben des Bundes oder der interkantonalen Zusammenarbeit ergeben sich auch Folge-
aufgaben, welche innerkantonal von Kanton und Gemeinden gemeinsam gelöst werden müssen. Da-
zu gehören 2009 namentlich die Registerharmonisierung und Vorbereitung der Volkszählung sowie 
die Neuregelung des sonderpädagogischen Bereichs.  
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Aus kantonaler Sicht hat die Einführung eines neuen Rechnungsmodells (HRM II) Auswirkungen auf 
die gesamte Finanzordnung von Kanton und Gemeinden, welche die Bereiche Finanzhaushalt, Fi-
nanzaufsicht und Finanzausgleich umfasst. Letzterer ist auch von den Auswirkungen der Steuerstra-
tegie bzw. des Steuerstrategieausgleichs abhängig. 
 
Sodann bildet die Umsetzung der kantonalen Richtplanung den Rahmen für die gemäss Aktionsplan 
und den Halbjahresberichten vorgesehenen Aufgaben, die in Zusammenarbeit von Kanton und Ge-
meinden zu lösen sind. 
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22.3 Veränderungen bei Stärken und Schwächen sowie Chancen und Risiken 

Die Einschätzung des Stärken/Schwächen- bzw. Chancen/Risiken-Profils gemäss der Strategie-
planung 2012+ bzw. der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 (Kapitel 2.3, Seite 10) wird nach wie vor 
geteilt.  
 
Kurz gefasst leiten sich aus den Stärken insbesondere folgende Standortvorteile für den Kanton ab: 

• Lage in der Mitte der Schweiz: Nähe zur Agglomeration Luzern und Metropolitanregion Zug-
Zürich 

• Optimale Verkehrs-Infrastruktur: S-Bahn-Anschluss nach Luzern sowie Autobahn-Anschluss an 
die wichtigsten Verkehrsachsen der Schweiz, sowohl Nord-Süd (A 2) wie Süd-West (A 2 – A8) 

• Optimaler Steuerstandort Schweiz-Obwalden: Konkurrenzfähig besonders für Unternehmen 
und Personen mit hohen Einkommen im gesamtschweizerischen und europäischen Vergleich, vor-
teilhafte Erbschafts- und Schenkungssteuer, Alleinstellungsmerkmal mit schweizweit tiefstem 
Steuersatz für juristische Personen 

• Starke „weiche“ Standortfaktoren: 
– attraktive naturnahe Landschaften 
– hoher Wohn- und Freizeitwert 
– lebendiges Vereinsleben und Kulturangebot 
– Überschaubarkeit und Bürgernähe 
– hohe innere Sicherheit, geringe Kriminalitätsrate 

• Attraktives Bildungsangebot und -umfeld: Optimale Bedingungen bis zur gymnasialen Maturität 
und zum Lehrabschluss bis zur Berufsmaturität im Kanton sowie unmittelbare Vernetzung mit den 
Fachhochschulen und Universitäten 

• Relativ günstige Boden- und Immobilienpreise im Vergleich zum gesamtschweizerischen Ni-
veau  

• Staat als verlässlicher Partner: mit effizienten und effektiven öffentlichen Dienstleistungen sowie 
stabilem Finanzhaushalt 

 
 
 
 
22.4 Veränderungen im Handlungsbedarf des Kantons 

Gegenüber dem Handlungsbedarf des Kantons gemäss der Strategieplanung 2012+ bzw. deren Ak-
tualisierung in der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 (Kapitel 2.4, Seite 11 ff.) in Bezug auf die rele-
vanten Standortfaktoren für die Ansiedlung von Unternehmen oder für den Zuzug einkommens- und 
vermögensstarker Erwerbspersonen sind erhebliche Fortschritte zu verzeichnen (vgl. Wirkungsbericht 
des Regierungsrats zu den steuerlichen Massnahmen, zum Standortmarketing und zur Richtplanung 
[„Steuerstrategie“]). 

Dazu gehören der im schweizerischen und europäischen Vergleich optimierte Steuerstandort (insbe-
sondere der tiefste Gewinnsteuersatz in der Schweiz als steuerliches Alleinstellungsmerkmal), das 
wirksame Standortmarketing durch die Standortpromotion in Obwalden (iOW), weitere Verbesserun-
gen in der Anbindung an den öffentlichen und Individualverkehr mit dem Autobahnanschluss an die 
wichtigen Verkehrsachsen der Schweiz (Süd-West-Anbindung mit dem A2-A8-Anschluss Lopper), die 
schrittweise und prioritäre Umsetzung der Hochwasserschutzmassnahmen sowie die zeitgemässe 
Erneuerung der Schul- und Sportinfrastruktur. 
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Aktionsprogramm zur kantonalen Richtplanung 2009: 
 
Gemäss dem Aktionsprogramm bzw. den mit den Halbjahresberichten zur kantonalen Richtplanung 
eingeleiteten Projekten steht der Handlungsbedarf in folgenden Bereichen im Vordergrund: 
 

– Fortsetzung der eingeleiteten gesetzgeberischen Massnahmen zur Erhöhung der Baulandver-
fügbarkeit und Schaffung einer kantonalen Arbeitszone 

– Begleitung der Masterplanungen/Ortsplanungen für die Konkretisierung der Richtplanung in 
den Gemeinden 

– Schaffung von Zonen von kantonalem Interesse für gehobenes Wohnen 
– Verwendung von Liegenschaft, Bauten und Anlagen aus dem Dispositionsbestand des VBS 
– Kantonales Landschaftsentwicklungskonzept 

 
 
 
 
22.5 Veränderungen bei der Staats- und Verwaltungsorganisation 

Die Grundorganisation mit den fünf Departementen und ihren Ämtern unterliegt gemäss den Aufga-
benschwerpunkten flexiblen Optimierungen. So wurde als jüngstes Beispiel im März 2008 das Ge-
sundheitsamt und das Kantonsspital vom Sicherheits- und Gesundheitsdepartement an das 
Finanzdepartement übertragen, um eine optimalere Verteilung der Aufgaben und Lasten zu erzielen. 
Die departementale Organisation wird zudem mehr und mehr durch Projektorganisationen überlagert, 
zur Zeit namentlich in den Bereichen: 

– Justizreform: Anpassungen der Gerichtsorganisation sowie der Strafrechtspflege und der Zivil-
rechtspflege an die Neuerungen des Bundes, 

– Richtplan-Umsetzung (auf Ebene Kanton sowie zwischen Kanton und Gemeinden), 
– Infrastruktur-Ausbauten (u.a. Kantonsschule und Sportanlagen), 
– Verwaltungsstrukturen und -abläufe (u.a. Registerharmonisierung, neues Rechnungsmodell 

HRM 2), 
– E-Government (u.a. Ausbau online-Angebote, Records-Management/elektronische Archivfüh-

rung). 
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23 Übergeordnete Schwerpunkte und Vorgaben des Regierungsrats zur 
Aufgaben- und Finanzplanung 2009 bis 2012 

 
23.1 Hauptstossrichtung bzw. Schwerpunktprojekte des Regierungsrats für 

das Jahr 2009 
 
Im Rahmen der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 sowie der kantonalen Richtplanung 2006 bis 2020 
hat der Regierungsrat die nachfolgenden Schwerpunkte als Hauptstrossrichtung für das Jahr 2009 
bezeichnet: 
 
 
Hauptstossrichtung – übergeord-
nete Schwerpunkte 2009 

Politikbereich Dazugehörige prioritäre Massnahmen (Projekte/ 
Gesetzgebungen/Investitionen) der Amtsdauer-
planung (APL) sowie Richtplanvorhaben gemäss 
Aktionsprogramm (RPT) 

  APL-Nr. 
bzw. 
RPT-Nr. 

 

    
9 Die priorisierten Massnahmen der 

Richtplanung werden gemäss den Vor-
gaben des Regierungsrats aufgrund 
des Aktionsprogramms bzw. der Halb-
jahresberichte umgesetzt. 

8.1 
RPT 31 

Die Verwendung des Areals Flugplatz 
Kägiswil ist geklärt. 
 

8.1 
RPT 59 

Die gesetzlichen Grundlagen für Zonen 
für gehobenes Wohnen liegen vor. Die 
Voraussetzungen sind geklärt, die Ein-
zonung für zwei Zonen ist in die Wege 
geleitet. 
 

9.2 
RPT 35 

Die Grundlagen für ein kantonales 
Landschaftsschutzprojekt (LEK) sind 
weiterentwickelt, namentlich durch 
Begleitung der Masterpläne in den 
Gemeinden und angepasste kantonale 
Rechtsgrundlagen. 
 

Die kantonale Richtplanung ist 
prioritär zur Verbesserung der 
Standortfaktoren für dynami-
sche und wertschöpfungsstar-
ke Branchen und zukunftsge-
richtete Arbeitsplätze sowie 
gehobenes Wohnen umge-
setzt. 

Raumordnung, 
Umwelt und 
Energie 

8.3 
RPT 30 

Die mögliche Weiterverwendung militä-
rischer Bauten und Anlagen steht fest. 
Das zonenkonforme Angebot des Dis-
positionsbestandes des VBS ist auf 
dem Markt. 
 

    
Die bauliche Infrastruktur der 
Kantonsschule und des Sports 
sind bis zum Schuljahrbeginn 
2010/11 zukunftsgerichtet er-
neuert. 

Bildung 4.5 Für die Erneuerung und den Ausbau 
der Kantonsschule und die zugehöri-
gen Sportanlagen liegt ein Baukredit 
vor und die Bauarbeiten sind aufge-
nommen. 
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7.6 
RPT 95 

Das Risikomanagement ist strategisch 
gefestigt. 
 

Die Massnahmen im Hochwas-
serschutz werden schrittweise 
und prioritär nach einem Mas-
terplan zur Erreichung der 
festgelegten Schutzziele wei-
tergeführt. 

Sicherheit und 
Recht 

 Die Langfristmassnahmen der Hoch-
wassersicherheit werden gemäss Mas-
terplan projektiert. 
 

    
7.1 Die Polizeigesetzgebung ist erneuert. 

 
7.4 Für die Anpassung der Strafrechtspfle-

ge an die Neuerungen des Bundes 
liegt ein Konzept vor. 
 

Die innere Sicherheit sowie die 
Rechtsstaatlichkeit und 
Rechtspflege sind durch eine 
effiziente Organisation der 
Strafverfolgungs- und der Ge-
richtsbehörden gestärkt. 

Sicherheit und 
Recht 

7.4 Für die Anpassung der Zivilrechtspfle-
ge an die Neuerungen des Bundes 
liegt ein Konzept vor. 
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23.2 Finanzpolitische Vorgaben 
 
 
.21 Gemäss Strategieplanung 2012+ und Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 
 
Wie im Bericht zur Strategieplanung 2012+ und zur Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 des Regie-
rungsrats aufgezeigt, wird aus heutiger Sicht an der Langfriststrategie 2012+ auch in finanzpolitischer 
Hinsicht festgehalten. 
 
Die Integrierte Aufgaben- und Finanzplanung 2009 bis 2012 steckt in grundsätzlicher Hinsicht den 
finanzpolitischen Handlungsspielraum des Kantons ab. Er stellt kein Mehrjahresbudget dar, sondern 
zeigt als Führungs- und Informationsinstrument die wesentlichen Tendenzen und Schwerpunkte auf. 
Die Schwerpunkte der Finanzpolitik entsprechen den Strategischen Leitideen zu einer nachhaltigen 
Finanzpolitik (Nr. 16) und einer Beibehaltung der fiskalischen Konkurrenzfähigkeit (Nr. 17). Einzig der 
Voranschlag 2009 ist rechtlich verbindlich. 
 
Dank den in den letzten Jahren erzielten positiven Rechnungsabschlüssen und damit einhergehend 
der Äufnung eines Eigenkapitals und Abbau der Verschuldung konnte der finanzpolitische Hand-
lungsspielraum zurückgewonnen werden. Mit der Umsetzung der Steuerstrategie wurde dieser Hand-
lungsspielraum in einem ersten Schritt zielgerichtet eingesetzt, um zukünftig die Eigenständigkeit des 
kantonalen Finanzhaushalts und vor allem auch die Wettbewerbsfähigkeit des Kantons zu verbes-
sern. 
 

 
 
Weiter sollen durch die Steuerstrategie auch die anderen strategischen Leitideen des Regierungsrats, 
z.B. die Steigerung des Volkseinkommens durch qualitatives Wachstum (Nr. 1), die Optimierung der 
Standortqualität für dynamische und wertschöpfungsstarke Branchen sowie zukunftsgerichtete Ar-
beitsplätze (Nr. 2) wirkungsvoll gefördert werden und ausreichend Ressourcen für die Zielerreichung 
in den übrigen Bereichen zur Verfügung gestellt und gleichzeitig die grossen und zahlreichen Investi-
tionsvorhaben des Kantons umgesetzt werden können. 
 
Als finanzpolitisch verbindlicher Rahmen gilt dabei die Ausgabenbremse, die im Staatsverwaltungs-
gesetz (StVG; GDB 130.1) und in der Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) verankert ist. Darin 
definiert der Kantonsrat das zu erreichende Haushaltsgleichgewicht des Kantons (Art. 26a StVG): 
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Arbeits - 
markt 

Wettbewerbsfähigkeit Wirtschaftsstandortes OW 

Kantonaler Finanzhaushalt 

Steuereinnahmen 

Volkseinkommen 

Bevölkerungs- 
entwicklung 

Bevölkerungs- 
struktur 

Arbeits-
platz- entwicklung 

Branchen
portefeuille 

Transferzahlungen 
Steuerpolitik 

Budgetpolitik 

Steuer - 
belastung 

Wohn - 
und  

Umwelt - 
qualität 

Bildung Infra - 
struktur 

Boden - / 
Immo - 
bilien - 
markt 

Über - 
regionale 
Verkehrs - 
anbindung 

Nähe zu 
Absatz - 
märkten 

Cluster - 
ansätze 

Verschuldung 
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Politik zum finanzpolitischen Handlungsspielraum  
 

– Die Laufende Rechnung ist mittelfristig ausgeglichen (keine Konsumausgaben durch Ver-
schuldung; damit bleibt das Eigenkapital, das dank der Ausschüttung der SNB-
Goldreserven aufgebaut wurde, in seiner Substanz erhalten). 

 

– Die Investitionen sind über eine Zeitperiode von fünf Jahren selbstfinanziert (durchschnittli-
cher Eigenfinanzierungsgrad von mindestens 100 Prozent). 

 

– Vorbehalten bleiben Investitionen bei grösseren, ausserordentlichen Ereignissen (wie der 
Hochwasserkatastrophe 2005). 

 
 
 
.22 Zielvorgaben und Steuerungsparameter zum Staatsvoranschlag 2009 sowie zur  

Aufgaben- und Finanzplanung 2010 bis 2012 
 
Grundsätzlich richten sich die Zielvorgaben nach der Ausgabenbremse. Das heisst, dass gemäss 
Art. 4 Abs. 2 der Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) der Voranschlag 2009 der Laufenden 
Rechnung höchstens ein Defizit von drei Prozent der veranschlagten Einkommens- und Vermögens-
steuern der natürlichen Personen sowie der Gewinn- und Kapitalsteuern der juristischen Personen 
aufweisen darf. Der Selbstfinanzierungsgrad der Investitionsrechnung der Jahre 2006 bis und mit 
2010 hat einen Durchschnitt von 100 Prozent zu erreichen. 
 
Für die Finanzplanung 2010 bis 2012 ergeben sich die Steuerungsparameter grundsätzlich aus den in 
der Integrierten Aufgaben- und Finanzplanung aufgezeigten Veränderungen der Leistungsaufträge 
einerseits sowie der geplanten und ebenfalls aufgeführten Projekte andererseits. Es ergeben sich 
dabei folgende Eckwerte: 
 

 

Voranschlag Total

 in 1'000 Fr.: 2009 2010 2011 2012 Amtsperiode

2009 - 2012

Laufende Rechnung (LR):

Aufwand 290'168 292'311 296'325 299'514 1'178'318

Ertrag 291'044 292'560 290'286 289'921 1'163'811
Ergebnis Laufende Rechnung 876 249 -6'039 -9'593 -14'507

Investitionsrechnung (IR):

Ausgaben 87'280 100'227 62'531 50'510 300'548

Einnahmen 62'819 64'172 34'389 27'457 188'837
Nettoinvestitionen

 (samt Darlehen)
24'461 36'055 28'142 23'053 111'711

Finanzierung:

Zunahme der Nettoinvestitionen 24'461 36'055 28'142 23'053 111'711

Abzüglich Abschreibungen 24'380 15'068 16'180 16'910 72'538
ErgebnissLaufende Rechnung 876 249 -6'039 -9'593 -14'507
Finanzierungsergebnis (ohne 
Darlehen)

795 -20'738 -18'001 -15'736 -53'680

Selbstfinanzierungsgrad 103.3% 42.5% 36.0% 31.7% 51.9%

Finanzplan
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In der laufenden Amtsdauer wird seit Anfang 2008 die Neugestaltung des Finanzausgleichs und der 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) umgesetzt. Damit einher gehen grössere Ver-
schiebungen bei den Aufgaben und der Finanzierung – sowohl zwischen Bund und Kanton als auch 
innerhalb der Verwaltung. In den Departementen fallen bis anhin nach Finanzkraft abhängige Bun-
desbeiträge tiefer aus. Dafür fallen die zweckfreien Mittel des Finanzausgleichs des Bundes höher 
aus. Gemäss heutigen Erkenntnissen ist davon auszugehen, dass der Kanton auf Grund der Vergan-
genheitsbezogenen Berechnung des Ressourcenausgleiches 2009 die Spitze der Ausgleichszahlun-
gen erreichen wird. Ab 2010 dürften auf Grund der im Kanton erfolgreichen Verwirklichung der Steu-
erstrategie namentlich der Ressourcenausgleich zurückgehen. Dazu kommen auch die höheren Ab-
geltungen von zentralörtlichen Leistungen. 
 
Das Voranschlagsjahr 2009 liegt insofern in einer günstigen Konstellation, als dass sich die Finanz-
ausgleichszahlungen des Bundes nach dem Ressourcenindex richten und die Berechnung dieses 
Ressourcenindexes an der Statistik der Jahre von 2003 bis 2005 orientiert. Die seit der Umsetzung 
der Steuerstrategie (ab dem Jahr 2006) eingetretene Verbesserung der Steuerkraft fliesst deshalb 
erst 2010 erstmals in die Berechnung des Ressourcenindexes und damit in die Ausgleichszahlungen 
des Bundes ein. Die Entwicklung beim Ressourcenausgleich ist schwierig zu berechnen und hängt 
insbesondere von der Entwicklung in den andern Kantonen ab. Die Darstellung geht von einer gleich-
bleibenden Erhöhung der Steuerkraft in den Kantonen aus und ist somit optimistisch gewählt. 
 

 
 
Neben den Auswirkungen der NFA stellen nach wie vor die infolge der Hochwasserkatastrophe 2005 
massiv gestiegenen Anforderungen im Bereich der Sicherung des Lebensraumes und die Erneuerung 
der kantonseigenen Infrastruktur eine Herausforderung an die Finanzierung, insbesondere im Bereich 
der Investitionen dar. 
 
Die beiden Wirkungsberichte 2007 und 2008 haben gezeigt, dass die finanziellen Investitionen in die 
Steuerstrategie der ersten Phase durch die zusätzlich generierten Steuererträge bereits nach zwei 
Jahren praktisch ausgeglichen sind. Bei den Gemeinden ist der finanzielle Fortschritt unterschiedlich, 
aber in der Tendenz ebenfalls positiv. Es wird erwartet, dass sich diese Entwicklung in den nächsten 
Jahren fortsetzen wird. Mittelfristig kann von einer Konsolidierung der finanziellen Lage von Kanton 
und Gemeinden ausgegangen werden. Handlungsbedarf in Bezug auf weitere Investitionen im Be-
reich der Steuerstrategie werden die kommenden Wirkungsberichte aufzeigen. 
 

VA 2008 VA 2009 IAFP 2010 IAFP 2011 IAFP 2012
in 1'000 Fr. in 1'000 Fr. in 1'000 Fr. in 1'000 Fr. in 1'000 Fr.

48'280 49'780 46'986 44'192 41'390

8'888 8'888 8'888 8'888 8'888

5'296 5'447 5'600 5'750 5'900

62'464 64'115 61'474 58'830 56'178

Geographisch-Topographischer Lastenausgleich 

Entwicklung Bundesfinanzausgleich

Erwartete Entwicklung Bundesfinanzausgleich ab NFA-Einführung 1.1.2008

Ressourcenausgleich von Bund und Kantonen

Bereich

Härteausgleich von Bund und Kantonen
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24 Jahresplanung 2009 und rollende Aufgaben- und Finanzplanung 2010  
bis 2012 nach Departementen 

 
 
In der Jahresplanung 2009 bzw. im IAFP werden die Massnahmen (Projekte, Gesetze, Investitionen) 
aus der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010, wo sie nach Politikbereichen dargestellt sind, als Zielset-
zungen oder Leistungsaufträge auf die für die Bearbeitung zuständigen Departemente und Ämter 
heruntergebrochen. 
 
Vorangestellt wird eine je Übersicht über die wichtigsten departementalen Jahresziele 2009, wobei 
die angegebene Nummer den Bezug zu den übergeordneten strategischen Leitideen, Wirkungszielen 
und Massnahmen der Amtsdauerplanung herstellt. Diese Übersicht unterstützt das departementale 
Controlling bei der Rechenschaftsablage im jeweils folgenden jährlichen Geschäftsbericht. 
 
Sodann werden für jedes Amt angegeben: 

1 Der aktualisierte, zusammengefasste Leistungsauftrag. 

2 Eine zusammenfassende Übersicht über die massgeblichen gesetzlichen Grundlagen, auf 
den sich der Leistungsauftrag stützt. 

3 Die finanzielle Entwicklung in der Laufenden Rechnung sowie die Investitionen über die letz-
te abgeschlossene Rechnungsperiode (R07), die laufende Voranschlagsperiode (V08), die 
nächste Voranschlagsperiode (V09) und die folgenden drei Planungsperioden (P10 bis P12). 

4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 

4.1 Jahresplanung 2009 

 Diese erlangt mit der Zustimmung des Kantonsrats Budgetverbindlichkeit. In diesem Bereich 
sind keine parlamentarischen Anmerkungen möglich, da der Kantonsrat unmittelbar über die 
einzelnen Voranschlagsbeträge beschliesst. 

4.1.1 Die Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung, d.h. insbesondere die Voranschlags-
beträge > Fr. 50 000.– der Kontogruppen Ausgaben 31 bis 34 sowie Einnahmen 40 bis 46 
werden in dieser Rubrik begründet. Die Personalaufwendungen werden vom Kantonsrat 
gemäss Art. 28 der Personalverordnung (GDB 141.11) gesamthaft über die Festsetzung der 
Lohnsumme (Lohnsummenverteilung Kto. 2200.301 und 302) beschlossen und deshalb nicht 
je Amt im Einzelnen begründet.  

4.1.2 Die besonderen Massnahmen 2009, d.h. Projekte, Gesetzgebungsvorhaben und Investitio-
nen werden in dieser Rubrik aufgezeigt. Dazu gehören auch bedeutende Projekte, welche 
keine unmittelbaren finanziellen Auswirkungen haben, aber im Sinne der vorausschauenden 
Planung von Bedeutung sind. Mit Ziffern wird auf die strategische Leitidee der Amtsdauer-
planung (APL) Bezug genommen. 

4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 

 Der IAFP hat nicht die Verbindlichkeit eines Mehrjahresbudgets. Er zeigt die voraussichtliche 
Entwicklung auf und wird vom Regierungsrat zur Kenntnisnahme vorgelegt. Er lässt parla-
mentarische Anmerkungen zu. Die noch nicht rechtsverbindlich beschlossenen Projekte 
werden in der Planung kursiv dargestellt. Der IAFP wird jährlich nachgeführt, d.h. jeweils um 
ein weiteres Jahr ergänzt. Neu kommt als rollende Planung das Jahr 2012 dazu. 

4.2.1 Hier werden die wesentlichen voraussehbaren Veränderungen im Leistungsauftrag des Amts 
gegenüber dem Voranschlag 2009 aufgezeigt. Sie beziehen sich schwergewichtig auf die 
Laufende Rechnung. 

4.2.2 In dieser Rubrik wird schwerpunktmässig dargestellt, wann und mit welchen finanziellen 
Auswirkungen die Umsetzung der Massnahmen (Projekte, Gesetzgebungsvorhaben, Investi-
tionen) aus der Amtsdauerplanung 2006 bis 2010 vorgesehen ist. Im Sinne der rollenden 
Planung werden sie jährlich überprüft und bei veränderten Rahmenbedingungen angepasst. 
Mit Ziffern wird auf die strategische Leitidee bzw. Massnahmen der Amtsdauerplanung (APL) 
Bezug genommen. 
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24.1 RÄTE/STAATSKANZLEI 
 
 
Wichtigste departementale Jahresziele 2009 
 

Nr. 
APL 

Jahresziele 2009 zur Amtsdauerplanung 2006 – 
2010 

Bemerkungen 

13.4 Die erneuerte E-Government-Strategie 
Schweiz wird koordiniert mit dem Bund umge-
setzt. Die kantonalen Dienstleistungen, welche 
elektronisch abgewickelt werden können, 
werden priorisiert nach dem Nutzen für die 
Kunden sowie dem Potenzial der Verwaltung 
umgesetzt. 

Gemäss öffentlich-rechtlicher 
Rahmenvereinbarung über die E-
Government-Zusammenarbeit in 
der Schweiz für die Jahre 2007 bis 
2011 

 Für die Einführung von E-Voting für Ausland-
schweizer/-innen sind die kantonalen Rechts-
grundlagen geschaffen; die praktische Umsetzung 
einer Beherbergungslösung mit dem Kanton Genf 
ist abgeklärt. 

Gemäss RRB 1. Juli 2008, Nr. 17 
Die Einführung wird auf 2011  vor-
bereitet. 

 Der Kanton beteiligt sich am E-Government-
Monitoring Bund-Kantone; dessen Empfehlungen 
werden umgesetzt. 

 

   

13 Die Verwaltung wird wirkungsorientiert und 
kundenfreundlich geführt. 

 

 Die Planung der schrittweisen Einführung der 
elektronischen Verwaltung (records management) 
bis 2012 ist ausgearbeitet. 

Grundlage bildet das Konzept für 
die schrittweise Einführung einer 
integralen, digitalen Archivierung 
in der Staatsverwaltung (einge-
schlossen records management).  

 CMI KONSUL  4.0 ist als Geschäftsverwaltungs-
programm eingeführt. 

Mindestens auf Ebene der bisheri-
gen Nutzer. 

Maximalziel flächendeckend in der 
Verwaltung. 

 Die Einführung biometrischer Ausweise ist auf 
den 1. März 2010 vorbereitet. 

Übertrag von 2008 wegen Ver-
schiebungen des Bundes 

   

13 Das Optimierungspotenzial der Informations- 
und Kommunikationstechnologien (IKT) wird 
genutzt, um die kantonalen Dienstleistungen 
transparent, effizient, kostengünstig und in 
einwandfreier Qualität zu erbringen. 

 

 Der kantonale Webauftritt ist im Bereich der 
Dienstleistungen für Unternehmen, Privatperso-
nen und andere Verwaltungen weiter ausgebaut. 

Gemäss Vereinbarung ch.ch. 
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17 Der Kanton führt eine nachhaltige Finanzpoli-
tik. 

 

 Die Aufgabenstellung der kantonalen Finanzkon-
trolle ist im Rahmen der Finanzhaushaltsgesetz-
gebung überprüft und angepasst. 

Mitwirkung im Projekt Finanzde-
partement gemäss RRB vom 1. 
April 2008, Nr. 460 

 Die Regelung der Gemeindefinanzaufsicht unter 
Berücksichtigung der Minimalanforderungen der 
Konferenz der kantonalen Aufsichtsstellen über 
die Gemeindefinanzen ist überprüft und ange-
passt. 

Mitwirkung im Projekt Finanzde-
partement gemäss RRB vom 1. 
April 2008, Nr. 460 

   

 Weitere Jahresziele 2009 der Staatskanzlei  

 Die Strategieplanung 2022+ und die Amtsdauer-
planung 2010-2014 sind eingeleitet. 

In Verbindung mit Finanzdepar-
tement und Volkswirtschafts-
departement 

 Für die Anpassung der Rechtsgrundlagen der 
nächsten Richterwahlen liegt aufgrund der Erfah-
rungen 2008 ein Konzept vor. 

In Verbindung mit Sicherheits- und 
Justizdepartement sowie Oberge-
richt 

 Die Rechtsweggarantie ist im Rahmen der Justiz-
reform im kantonalen öffentlichen Recht umge-
setzt. 

Projektleitung im Rahmen der Pro-
jektgruppe Justizreform 

 
APL = Amtsdauerplanung 
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10 Kantonsrat (Gesetzgebende Behörde) 
 
 
1 Hauptaufgaben 
 
Die Hauptaufgaben des Kantonsrats sind die Gesetzgebung, die Oberaufsicht und die Vornahme 
von Wahlen. Zur Gesetzgebung gehören die Vorbereitung von Verfassungsänderungen, der Er-
lass, die Änderung und die Aufhebung von Gesetzen und Verordnungen sowie der Abschluss in-
terkantonaler Vereinbarungen. Der Kantonsrat kann gegenüber dem Bundesparlament auch eine 
Standesinitiative einreichen oder das Kantonsreferendum ergreifen. Die Oberaufsicht übt er über 
Regierung und Staatsverwaltung sowie die Gerichtsbehörden aus, namentlich durch die Genehmi-
gung von Rechenschaftsberichten und die Stellungnahme zu Planungen. Im Weitern ist der Kan-
tonsrat zuständig für Finanzbeschlüsse von erheblicher finanzieller Tragweite und den Staatsvor-
anschlag sowie für die Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern und für Begnadigungen. 
Der Kantonsrat wählt den Landammann, Landstatthalter und Landschreiber, die Vizepräsidien der 
Gerichte und die Strafverfolgungsorgane, die oder den Datenschutzbeauftragte/-n, die kantonale 
Steuerrekurskommission, die Aufsichtskommission des Kantonsspitals und weitere bedeutende 
Kommissionen des Parlaments. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Kantonsverfassung (GDB 101) 
Kantonsratsgesetz (GDB 132.1) 
Geschäftsordnung des Kantonsrats (GDB 132.11) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 390 425 496
Ertrag
Nettoaufwand 390 425 496 602 607 613
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1000. 
 
300.00 
 
 
 
318.60 

Kantonsrat 
 
Es wird mit sieben ganz- und drei halbtägigen 
Sitzungen sowie gemäss Parlamentsreform erwei-
terter Kommissionstätigkeit gerechnet 
 
Anteil gemeinsamer Datenschutzbeauftragter 
SZ/OW/NW 

 
 

266 
 
 
 

73 

  
 

266 
 
 
 

8 

 

 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1000. 
301.00 

 Ausbau des Ratssekretariats (je nach Nachfolgeregelung Land-
schreiber) 

0 ?  

 
 
4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2010 bis 2012 
 

Auswirkungen im Finanzplan in  
+/./. Fr. 1 000.– gegenüber V09  

(Veränderungen netto) 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue/wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

P10 P11 P12 

1000. 
301.00 

Je nach Ausbau des Ratssekretariats (Nachfolgeregelung 
Landschreiber) 

? ? ? 
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12 Regierungsrat 
 
 
1 Hauptaufgaben 
 
Der Regierungsrat als oberste vollziehende Behörde des Kantons leitet, plant und koordiniert die 
Staatstätigkeit, indem er laufend die Lage in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft beurteilt, die grund-
legenden Ziele staatlichen Handelns umschreibt und die Mittel und Organisation dafür bestimmt 
sowie den Kanton nach innen und aussen vertritt. Er leitet und steuert die kantonale Verwaltung 
und stellt die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung sicher. Der Regierungsrat 
beteiligt sich durch die Vorbereitung der Gesetze und Verordnungen sowie den Erlass von Ausfüh-
rungsbestimmungen an der Gesetzgebung sowie in verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten an 
der erstinstanzlichen Rechtsprechung. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Kantonsverfassung (GDB 101) 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 1'737 1'838 1'816
Ertrag 67 63 63
Nettoaufwand 1'670 1'775 1'753 1'816 1'839 1'863
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1200. 
 
307.00 
 
 
317.00 
 
318.40 
 
 
436.50 

Regierungsrat 
 
Besoldungsnachgenuss für ehemalige Regie-
rungsmitglieder gemäss altrechtlicher Regelung 
 
Spesenentschädigungen 
 
Staatsempfänge, Regierungsbesuche, Feierlichkei-
ten, innerkantonale Behördenanlässe 
 
Vergütungen Verwaltungsratsmandate aus Vertre-
tungen des Regierungsrats 

 
 

379 
 
 

80 
 

57 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

63 

 
 

349 
 
 

74 
 

54 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

63 

 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

  Siehe unter Departementen   

 
 
4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010 bis 2012 
 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

  Siehe unter Departementen     
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14 Staatskanzlei (Stab und Kanzleisekretariat) 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Die Staatskanzlei wirkt als Stabsstelle des Regierungsrats und Kantonsrats, insbesondere bei der 
Gesamtplanung und Verwaltungskoordination. Sie erbringt Dienstleistungen bei der Information 
der Öffentlichkeit, als Kanzleisekretariat von Regierungsrat und Kantonsrat, bei der allgemeinen 
Verwaltungsauskunft und Dokumentation, bei offiziellen Anlässen sowie im Weibel- und Kurier-
dienst. Sie gibt das Amtsblatt heraus, stellt Beglaubigungen aus und ist kantonale Ausweisstelle 
für Pässe und Identitätskarten. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Kantonsratsgesetz (GDB 132.1) 
Geschäftsordnung des Kantonsrats (GDB 132.11) 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
Ausführungsbestimmungen über die Aufgaben und Gliederung der Departemente (GDB 133.111) 
Publikationsgesetz (GDB 131.1) 
Ausführungsbestimmungen über das Ausstellen der Ausweise für Schweizer Staatsangehörige  
(GDB 113.122) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 1'842 1'923 1'959
Ertrag 992 1'113 893
Nettoaufwand 850 810 1'066 1'075 1'084 1'094
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
 
 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1400. 

363.00 
 

394.10 

 

Anteil Internet/Intranet-Auftritt Kanton gemäss 
Dienstleistungsvertrag mit ILZ (Fr. 55 000.–) 

Anteil Raumaufwand renoviertes Rathaus  
(Fr. 33 000.–) und Lagerraum Eichamt (Fr. 9 900.–) 

 

73 
 

43 

  

75 
 

26 
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V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1420. 

363.00 
 
 

431.00 

Sekretariat Regierungsrat und Kantonsrat 

Aufwand ILZ für Geschäftsverwaltung KONSUL/ 
Windows 2007 (Fr. 37 000.–) und Protokollier- 
system VERBALIX (Fr. 11 000.–) 

Entscheidgebühren Regierungsrat und Beglaubi-
gung (Wegfall der Staatsgebühr Swisslos) 

 

61 
 
 

80 

  

58 
 
 

120 

 

1422. 

310.20 
 
 

310.50 
 
 

318.10 
 

431.00 
 
 

435.30 
 
 

435.40 

Amtsblatt/Passbüro 

Bundesanteil Ausweiskosten (Nachfragerückgang 
vor der allgemeinen Einführung biometrischer Aus-
weise) 

Druckkosten Amtsblatt abhängig vom Volumen 
amtlicher Teil und Inserateanteil (Rückgang wegen 
grosser Inseratekonkurrenz) 

Amtsblatt Zustellgebühren: massiver Aufschlag 
PostMail; Wegfall der Presseförderung 

Gebühreneinnahmen Ausweise (Nachfragerück-
gang vor der allgemeinen Einführung biometrischer 
Ausweise) 

Gebühreneinnahmen Amtsblatt, abhängig von 
amtlichen Publikationen und Inseraten (Rückgang 
wegen grosser Inseratekonkurrenz) 

Erwarteter Rückgang Abonnementszahlen  
wegen Aufschlag Abonnementspreis von Fr. 39.50 
auf Fr. 49.50 (teilweise Überwälzung Postmail-
Aufschlag) 

 

100 
 
 

450 
 
 

160 

 

 
 
 

 
 
 

 
 

180 
 
 

350 
 
 

280 

 

160 
 
 

480 
 
 

80 

 

 
 
 

 
 
 

 
 

280 
 
 

400 
 
 

310 

 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1400  
 

13.4 
 

13 

Die Strategieplanung 2022+ und die Amtsdauerplanung 2010-2014 
sind eigeleitet. 

Der Kanton beteiligt sich am E-Government-Monitoring Bund-
Kantone; dessen Empfehlungen werden umgesetzt. 

Der kantonale Webauftritt ist im Bereich der Dienstleistungen für 
Unternehmen, Privatpersonen und andere Verwaltungen weiter 
ausgebaut. 

  

1422 13 
 
 
 

13.2 
 

13 

Das Geschäftsverwaltungssystem KONSUL ist auf die Version 4.0 
migriert und in der ganzen Verwaltung verankert (Gesamtkosten 
Fr. 100 000.– , verteilt auf zwei Jahre (2008/2009) zulasten Infor-
matik-Investitionen, Kto 2402). 

Das Amtsblatt- und Passbüro wird als Testeinheit NOW (Neue 
Verwaltungsführung Obwalden) weitergeführt. 

Die Einführung biometrischer Ausweise ist gemäss den Vorgaben 
des Bundes auf den 1. März 2010 vorbereitet. 

(50)  
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4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2010 bis 2012 
 

Auswirkungen im Finanzplan in  
+/./. Fr. 1 000.– gegenüber  
V09 (Veränderungen netto) 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue/wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

P10 P11 P12 

1422 Stellenanpassung im Passbüro mit der Einführung der biome-
trischen Ausweise: Pass, Identitätskarte, Reisedokumente für 
ausländische Personen 

50 50 50 

 
 
4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010 bis 2012 
 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

1400  
 

13.4 

Die Strategieplanung 2022+ und die Amtsdauer- 
planung 2010-2014 sind vorbereitet. 

Die E-Government-Strategie des Kantons ist gemäss 
Vereinbarung mit dem Bund (RRB vom 10.07.07 [Nr. 
34] weitergeführt und nach kantonalen Prioritäten 
umgesetzt. 

Die elektronische Verwaltung (records management) 
wird bis 2010 schrittweise eigeführt (interdeparte-
mentales Projekt mit Staatsarchiv) 

 2010 
 

ab 
2010 

 
 

ab 
2010 

  

1422. 
310.20 
431.00 

13 Die Ausstellung der Schweizer Ausweise (und der 
Ausländerausweise) mit biometrischen Daten ist 
sichergestellt 

 ab 
2010 

 
50 

 
100 
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16 Rechtsdienst 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Der Rechtsdienst berät den Regierungsrat und den Kantonsrat in Rechtsfragen, erarbeitet und 
überprüft Erlassentwürfe, unterstützt die Beschwerdeinstruktion und vertritt den Kanton in Rechts-
streitigkeiten. Er ist auch zuständig für kantonale Wahlen und Abstimmungen sowie für die Her-
ausgabe der Gesetzessammlung und Führung der Gesetzesdatenbank. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
Abstimmungsgesetzgebung (GDB 122.1 und 122.11) 
Publikationsgesetz (GDB 131.1) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 476 557 503
Ertrag
Nettoaufwand 476 557 503 511 519 527
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
 
 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1600.310.50 Die eidgenössischen und kantonalen Volksabstim-
mungen sind durchgeführt. 

32  105  

1600.310.00 Band XVIII (2007 und 2008) der Verwaltungs- und 
Verwaltungsgerichtsentscheide (VVGE) ist heraus-
gegeben. 

6  –  
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1600 13 Zur Anpassung des Abstimmungsgesetzes/Kantonsratsgesetzes an 
die Erfahrungen bei der Wahl des Kantonsgerichtspräsidenten I 
2008 liegt, in Zusammenarbeit mit dem SJD und den Gerichten, ein 
Konzept vor.  

  

1600 13 Die Anpassung der kantonalen Veterinär- und Lebensmittelge-
setzgebung an das Bundesrecht bzw. das erneuerte Konkordat der 
Urkantone ist wirksam unterstützt. 

  

1600 13.5 

7.4 

Mitwirkung in der Projektgruppe zur Umsetzung der Justizreform 
des Bundes; Leitung des Projekts Verwaltungsrechtspflege; die 
definitive (gesetzliche) Umsetzung der Rechtsweggarantie ist er-
folgt. 

  

1600 13 Für die Einführung der digitalen Unterschrift in Verwaltungsverfah-
ren wird – in Zusammenarbeit mit dem SJD und dem Obergericht – 
im Rahmen der Umsetzung der Justizreform die kantonale Rechts-
grundlage geschaffen. 

  

1600 13.4 Für die Einführung von E-Voting für Auslandschweizer/-innen sind 
die kantonalen Rechtsgrundlagen geschaffen; die praktische Um-
setzung einer Beherbergungslösung mit dem Kanton Genf ist ab-
geklärt. 

10  

 
 
4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010 bis 2012 
 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

1600 13 Der Fortgang des Bundesprojekts für die Struk-
turierung schweizerischer Erlasse (Schema 
CHLexML) und verwandter Projekte (LexGo, Institut 
für Föderalismus) wird laufend beobachtet; zur Um-
setzung und Anpassung der kantonalen Gesetzes-
datenbank liegt ein Konzept vor. 

 2010   

1600 13.4 Die erstmalige Durchführung des E-Voting für Aus-
landschweizer/-innen ist als Beherbergungslösung 
mit dem Kanton Genf geprüft. 

 2010 12  

1600 13 
14.1 

Das Projekt Totalrevision der Kantonsverfassung ist 
hinsichtlich der inhaltlichen Fragestellungen wie auch 
in Bezug auf die Vorgehensweise geprüft. 

 2010   

1600 13.4 Das Projekt E-Voting des Bundes wird verfolgt; es 
liegt ein Grob-Konzept zur Einführung der elektroni-
schen Stimmabgabe im Kanton Obwalden vor. 

 2011 10  
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17 Staatsarchiv 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Das Staatsarchiv übernimmt, sichert, erschliesst und vermittelt das konventionell und elektronisch 
erstellte archivische Kulturgut des Kantons. Im Rahmen des Öffentlichkeitsprinzips und der Archiv-
verordnung sind die Bestände des Staatsarchivs den Behörden, der Verwaltung, der Forschung 
und einer interessierten Öffentlichkeit zugänglich. In Führungen und Ausstellungen macht das 
Staatsarchiv seine Bestände einem breiten Publikum bekannt. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Verordnung über das Staatsarchiv (GDB 131.21) 
Gerichtsorganisationsgesetz (Art. 27) (GDB 134.1) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 560 591 592
Ertrag 3 3
Nettoaufwand 560 588 589 717 724 731
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
 
 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1700. 

318.60 

Staatsarchiv 

Grundauftrag: Bestandssicherung: Abt. D (1850-
1981) und E(1981 ff.) (Fr. 10 000.–) 

Mikroverfilmung und Restaurierung (Fr. 21 000.–) 

Die Fachbibliothek ist am Archivstandort Verwal-
tungsgebäude konzentriert (Fr. 5 000.–) 

 

36 

  

31 

 

363.00 Dienstleistungsverträge (SLA), besonders für  
scopeArchiv 

95  101  

394.10 Raumaufwand dezentralisierte Standorte Verwal-
tungsgebäude und Archivturm 

66  66  
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

 13 Die Planung der schrittweisen Einführung der elektronischen Ver-
waltung (records management) bis 2012 ist in Zusammenarbeit mit 
einer verwaltungsinternen Projektgruppe ausgearbeitet. 

  

     

  Die Halonanlage im Archivturm ist ersetzt (vorsorglicher Übertrag 
aus der Jahresplanung 2008, siehe Hochbauabteilung 6150) 

220  

 
 
4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2010 bis 2012 
 

Auswirkungen im Finanzplan in  
+/./. Fr. 1 000.– gegenüber V09  

(Veränderungen netto) 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue/wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

P10 P11 P12 

1700.301.00 Zur Sicherung der digitalen Überlieferung ist eine kantonale 
Kompetenzstelle für Records Management und Archivierung 
digitaler Unterlagen geschaffen (Vollzeitstelle) 

120 120 120 

 
 
4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010 bis 2012 
 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

  Die Archivverordnung ist den Anforderungen von 
records management und Archivierung digitaler Un-
terlagen angepasst. 

 2010   
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18 Finanzkontrolle 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Die Finanzkontrolle prüft als fachlich selbstständige und unabhängige Instanz den staatlichen Fi-
nanzhaushalt nach den Vorgaben des Finanzhaushaltsrechts. Sie unterstützt den Kantonsrat bei 
seiner Oberaufsicht über die Verwaltung und die Gerichtsverwaltung und den Regierungsrat bei 
der Dienstaufsicht über die Verwaltung. Sie führt das Sekretariat der Geschäfts- und Rechnungs-
prüfungskommission. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Finanzhaushaltverordnung (GDB 610.11) 
Finanzausgleichsverordnung (GDB 630.11) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 226 244 386
Ertrag 39 40 38
Nettoaufwand 187 204 348 354 360 366
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
 
 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

1800. 

318.60 
 

438.00 

Finanzkontrolle 

Beizug von Fachexperten für Revisionen gemäss 
Art. 52 FHV 

Entschädigung Bund für Aufsicht über den Bau und 
Unterhalt der Nationalstrasse 

 

0 

 

 
 

23 

 

20 

 

 
 

26 
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4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

1800  Standardisierte Arbeitsgrundlagen sowie Zeit- und Leistungserfas-
sung liegen vor. 

  

1800  Die Qualitätssicherung ist in Zusammenarbeit mit den kleinen Zen-
tralschweizer Finanzkontrollen weiter verbessert. 

  

1800  Die Aufgabenstellung der Finanzkontrolle ist im Rahmen der Fi-
nanzhaushaltsgesetzgebung überprüft und angepasst (Beteiligung 
am Projekt Finanzdepartement). 

  

1800  Die Regelung der Gemeindefinanzaufsicht ist unter Berücksichti-
gung der Minimalanforderungen der Konferenz der kantonalen 
Aufsichtsstellen über die Gemeindefinanzen überprüft und ange-
passt (Beteiligung am Projekt Finanzdepartement). 
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24.2 FINANZDEPARTEMENT 
 
 
Wichtigste departementale Jahresziele 2009 
 

Nr. 
APL 

Jahresziele 2009 zur Amtsdauerplanung 2006 – 
2010 

Bemerkungen  

 

   

5 Der Kanton Obwalden fördert die Gesundheit 
aller Bewohnerinnen und Bewohnern und si-
chert den Zugang zu einer bedarfsgerechten, 
qualitativ guten medizinischen und pflegeri-
schen Gesundheitsversorgung.  

 

   

5.2 Die spitalmässige Grundversorgung ist sicher-
gestellt. 

 

 Sanierung oder Ersatz Bettentrakt des Kantonsspi-
tals: Planung Raumprogramm und Machbarkeits-
studie sind abgeschlossen. 

 

 Die Entwicklung des Kantonsspitals zu einer selb-
ständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt ist geprüft. 

 

   

5.4 Die kantonale Gesetzgebung im Gesundheitsbe-
reich und in der Gesundheitsförderung ist den 
Entwicklungen auf Bundesstufe angepasst. 

 

 Das kantonale Gesundheitsrecht (insb. Gesund-
heitsgesetz) ist gemäss veränderten Vorgaben des 
Bundes (KVG-Änderungen) angepasst. 

 

   

5.6 Das Konzept zur gemeinsamen Gesundheitsför-
derung und Prävention von Obwalden/Nidwal-
den ist überprüft. 

 

   

13 Das politisch-administrative System: Kantonsrat 
– Regierungsrat – Verwaltung wird als  
Ganzes laufend erneuert und aufeinander abge-
stimmt. 

 

 Die gesetzlichen Grundlagen zur Personalpolitik 
(AB über die Stellenbewertung und Entlöhnung) 
sind angepasst. 
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13.2 Fortführung Projekt Neue Verwaltungsführung 
Obwalden (NOW) 

 

 Teilprojekte Neue Verwaltungsführung Obwalden 
werden schrittweise umgesetzt. 

Vorgehen gemäss Bericht Neue 
Verwaltungsführung 2008. 

   

16.2 Die Steuerstrategie ist entsprechend dem 
steuerpolitischen Umfeld fortgesetzt. 

 

 Eine Teilrevision Steuergesetz ist gemäss Hand-
lungsbedarf aus dem Wirkungsbericht 2009 vollzo-
gen. 

Wirkungsbericht Steuerstrategie 
liegt im Mai 2009 vor. 

   

17 Der Kanton Obwalden führt eine nachhaltige 
Finanzpolitik. 

 

 Die Revision der kantonalen Finanzhaushalts- und 
Finanzaufsichtsgesetzgebung ist abgeschlossen: 

– Der Kanton hat zusammen mit den Gemeinden 
eine neues Finanzhaushaltsgesetz erarbeitet. 

– Das Finanzausgleichsgesetz ist überarbeitet. 

– Die Entscheide für eine Neuordnung der Ge-
meindefinanzaufsicht sind gefällt. 

Projekt Revision kantonale Finanz-
ordnung und Gemeindeaufsicht 
gemäss RRB vom 1. April 2008 
(Nr. 460) 

(Inkraftsetzung per 1. Januar 
2010) 

 
APL = Amtsdauerplanung 
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20 Departementssekretariat 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Das Departementssekretariat unterstützt den Departementsvorsteher bei der Planung und Organi-
sation der Tätigkeit des Departements, der Vorbereitung der Geschäfte des Regierungsrats, des 
Kantonsrats und der interkantonalen Konferenzen, der Koordinierung innerhalb des Departements, 
zwischen den Departementen und mit der Staatskanzlei, der Kommunikation und Öffentlichkeits-
arbeit sowie der Verwaltungssteuerung (Controlling). Der Departementssekretär ist auch verant-
wortlich für das Projekt Neue Verwaltungsführung Obwalden (NOW). Das Departementssekretariat 
ist im Weitern zuständig für den Sachbereich Lotterien. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Organisationsverordnung (GDB 133.11) 
Verwaltungsverordnung (GDB 133.21) 
Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) 
Personalverordnung (GDB 141.11) 
Verordnung über Lotterien, gewerbsmässige Wetten und Spiele (GDB 975.31) 
Interkantonale Vereinbarung betreffend die gemeinsame Durchführung von Lotterien und  
Wetten (GDB 975.4) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 269 295 326
Ertrag 1 1 1
Nettoaufwand 268 294 325 331 337 342
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

 5.2 Das Projekt Sanierung und Ersatz Bettentrakt ist unterstützt; Pla-
nung Raumprogramm und Machbarkeitsstudie sind abgeschlossen. 

  

 13.2 Der Bericht Weiterführung Neue Verwaltungsführung Obwalden ist 
im Kantonsrat verabschiedet; Projektteile sind gemäss Planung in 
Umsetzung, insbesondere: 

– Das Projekt Erneuerung Strategie- und Amtsdauerplanung ist unter-
stützt. 

– Die Fertigstellung der gesetzlichen Grundlagen zur Personalpolitik ist 
unterstützt. 

– Das Projekt Einführung elektronische Zeit-und Leistungserfassung ist 
unterstützt. 

  

 13 Die Verwaltungssteuerung sowie das strategische Controlling ist 
weiter ausgebaut und institutionalisiert:  

– Wirkungsbericht Steuerstrategie und Kantonsmarketing ist zuhanden 
des Kantonsrats erstellt.  
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22 Personalamt 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Das Personalamt ist allgemeine Stabsstelle für Personal- und Organisationsfragen. Es erarbeitet 
zuhanden des Regierungsrates und der Departemente fachliche Entscheidungsgrundlagen in Per-
sonal- und allgemeinen Organisationsfragen. Dazu gehören die Personalpolitik und in deren Um-
setzung insbesondere Dienstleistungen in der Personalrekrutierung, Anstellung, Förderung und 
Betreuung. Im Weitern pflegt das Personalamt sämtliche rechtlichen und fachlichen Grundlagen für 
die Personalführung (Funktionsbewertung, Lohnsystem, Personaladministration und –controlling) 
und sorgt für deren Umsetzung. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Personalverordnung (GDB 141.11; insb. Art. 5 PV) 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Behördengesetz (GDB 130.4) 
Lehrpersonenverordnung (GDB 410.12) 
Verordnung über die berufliche Vorsorge (GDB 856.11) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 693 1'748 2'473
Ertrag 54 40 17
Nettoaufwand 639 1'708 2'456 2'500 2'544 2'590
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 
 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2200. 

301.08 

301.80 

302.80 

303.80 
 

304.80 
 

309.03 

318.45 

Personalamt 

Leistungsprämien (0,2 % der Lohnsumme) 

Lohnsummenentwicklung Verwaltung; 3,9 % 

Lohnsummenentwicklung Lehrerschaft; 3,9 % 

Lohnsummenentwicklung Sozialversicherungsbei-
träge 

Lohnsummenentwicklung Personalversicherungs-
beiträge 

Personalwerbung, Inserate 

Sonstiger Personalaufwand 

 

81 

1 213 

371 

81 
 

77 
 

82 

58 

  

75 

690 

239 

41 
 

39 
 

82 

46 

 

 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2200  Die gesetzlichen Grundlagen (AB über die Stellenbewertung und 
Entlöhnung) zur Personalpolitik sind angepasst. 

  

2402. 
506.01 

 Die elektronische Zeiterfassung ist in der gesamten Verwaltung 
eingeführt. 

70  

  Für eine Personalinformation (auf Extranet) ist ein Konzept erarbei-
tet. 

  

 
 
4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010 bis 2012 
 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

  Für eine neue Personalinformation (auf Extranet) ist 
der Investitionsbedarf geklärt.  

 10   
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24 Finanzverwaltung 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Die Finanzverwaltung erarbeitet Finanzplan und Voranschlag, führt die Staatsrechnung sowie die 
Tresorerie (mit Verbuchung und Verteilung der Abschreibungen). Sie besorgt die Finanz- und 
Lohnbuchhaltung und organisiert den Zahlungsverkehr. Ihr obliegt die Verwaltung des Finanzver-
mögens, der Spezialfinanzierungen (mit Vereinnahmung und Zuweisung der gebundenen Abga-
ben) und der Fonds. Ihr unterstellt sind der Steuerbezug (mit Budgetierung der Steuererträge), die 
Material- sowie die Telefonzentrale. Sie führt zudem die Sonderrechnungen für die Tierseuchen-
kasse, die Feuerwehrkasse sowie die Rechnungen der Investitionskredite und Betriebshilfe in der 
Landwirtschaft und die Investitionskredite in der Forstwirtschaft. Ebenfalls unter der Finanzverwal-
tung werden die Kantonsanteile an Abgaben und Erträgen des Bundes (u.a. Ressourcenausgleich/ 
Verrechnungssteuer), des innerkantonalen Finanzausgleichs sowie allgemeine Kosten der Verwal-
tung budgetiert und verbucht. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Staatsverwaltungsgesetz (GDB 130.1) 
Finanzausgleichsgesetzgebung (GDB 630) 
Finanzhaushaltsverordnung (GDB 610.11) 
Personalverordnung (GDB 141.11) 
Gebührengesetzgebung (GDB 643) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 71'353 55'605 56'450
Ertrag 170'312 179'324 188'528
Nettoertrag 98'959 123'719 132'078 140'081 137'472 139'140
Investitionen:

Ausgaben 216 460 645
Einnahmen 22 10
Nettoinvestitionen 194 460 635 500 500 500

 
 
 
4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2400. 
363.00 

Finanzverwaltung: 
Informatikkosten ILZ 

 
237 

  
236 
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V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2402. 

310.20 
 

318.50 
 

363.00 
 

435.60 
 

436.00 

Allg. Personal- und Verwaltungskosten: 

Beschaffung von Büromaterial durch die Büro- 
materialzentrale für die ganze Verwaltung 

Sach- und Haftpflichtversicherung; Anstieg Haft-
pflichtversicherungsprämie  

Informatikkosten ILZ; Ersatzanschaffungen u.a. 
infolge Update auf Office 2007 

Verkäufe von Büromaterial durch die Büromaterial-
zentrale 

Leistungen der Kranken-/Unfallversicherung 

(∅ - Ertrag der letzten vier Jahre) 

 

135 
 

135 
 

217 

 

 
 

 
 

 
 

135 
 

450 

 

135 
 

105 
 

145 

 

 
 

 
 

 
 

135 
 

450 

2420. 

318.20 

318.30 
 

363.00 

436.20 

Steuerbezug: 

Postcheck- und Bankgebühren 

Inkassokosten für Kantons-, Gemeinde- und  
direkte Bundessteuern 

Informatikkosten ILZ 

Rückerstattung Inkassokosten  

 

50 

300 
 

42 

 

 

 
 

 

320 

 

50 

310 
 

54 

 

 

 
 

 

350 

2440. 

341.00 bzw. 
342.00 
 
 
 

341.10 bzw. 
342.10 
 
 

452.00 
480.00 

Finanzausgleich an Gemeinden: 

Kantonsbeitrag von 4,1 % der erwarteten Kantons-
steuereingänge der Rechnung 2008  
Ressourcenausgleich  
Vertikaler Finanzausgleich von Gemeinden 
Lastenausgleich Schule (mind. 1,5 Mio. Fr.) 

Steuerstrategie-Ausgleich an Gemeinden gemäss 
Teilrevision Steuergesetz 2007 
zusätzlich Teilrevision Steuergesetz 2009 
Horizontaler Beitrag Gemeinde Engelberg 

Entnahme Steuerstrategie-Ausgleich aus Spezial- 
finanzierung (Einlage in 2005) 

 

 
 

2 580 
220 

1 500 

 
4 150 
1 000 

 

 
 
 
 
 

 
 
 

220 

4 150 

 

 
 

2 645 
220 

1 500 

 
4 700 
1 000 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

4 700 

2462. 

331.00 bzw.  
332.00 
 

331.04 

Abschreibungen: 

Abschr.-Sätze Finanzhaushaltsverordnung 
Zusätzliche Abschreibungen: 
Art. 24 Abs. 5 FHV (Finanz-/Konjunkturlage) 

Lineare Abschreibung (5 Jahre)  
Wiederinstandstellung Kantonsstrassen nach 
Hochwasserkatastrophe 

 

8 290 
 

14 200 

 
1 490 

  

11 308 
 

9 796 

 
1 668 

 

2464. 

321.00 

322.00 
 

323.00 

329.00 

Schuldzinsen: 

Konto-Korrentschulden/Kommissionen 

Darlehen: Verzinsung der bestehenden mittel- und 
langfristigen Schulden 

Verzinsung Fonds und Spezialrechnungen 

Vergütungszinsen: Verzinsung Steuervoraus- 
zahlungen von Juni bis November 

 

200 

825 
 

145 

240 

  

140 

1 685 
 

20 

250 
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V09 in Fr. 1 000.– 

brutto 
V08 in Fr. 1 000.– 

brutto 
Kostenstelle/ 
Konto 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2466. 

420.00 

421.00 
 

422.00 
 

426.00 

Vermögenserträge: 

Zinsen auf Konto-Korrentguthaben 

Vergütungs- Verzugszinsen: Verzinsung Steuer-
nachzahlungen ab November 

Anlagen des Finanzvermögens: Zins- und Dividen-
denerträge 

Verzinsung Dotationskapitalien EWO und ILZ  
(bis 2005 zusätzlich noch OKB) 

  

450 

250 
 

2 335 
 

235 

  

350 

260 
 

2 140 
 

215 

2480. 

 
 

400.00 

401.00 

403.00 

404.00 

405.00 

437.00 

480.00 

Direkte Abgaben: 

Erwarteter Ertrag 2008 zzgl. 6 %-Entwicklung abz. 
Auswirkungen Revisionen Steuergesetz 2008/08 

Staatssteuer, Natürliche Personen 

Staatssteuer, Juristische Personen 

Grundstückgewinnsteuer, ∅ 5 Jahre 

Handänderungssteuer, ∅ 5 Jahre 

Erbschafts- und Schenkungssteuer, ∅ 5 Jahre 

Steuerbussen 

Entnahme Rücklage Finanzierung Steuerstrategie 

  

 
 

52 000 

5 600 

1 200 

1 600 

400 

130 

2 408 

  

 
 

49 925 

5 000 

1 225 

1 540 

400 

125 

2 500 

2482. 

362.00 
 

363.10 
 

406.00 
 

406.01 

460.00 

460.10 

460.20 

Gebundene Abgaben: 

Anteil der Gemeinden und Korporationen am  
Ertrag der Mineralölsteuer 

Abgeltung Verkehrssicherheitszentrum OW/NW,  
Fr. 4.–/Nr.-Schild 

Motorfahrzeugsteuer: Erwarteter Zuwachs an 
Fahrzeugen von 2 % 

Schiffssteuer:  

Bundesbeitrag Schadenwehr 

Mineralölsteuerertrag 

LSVA 

 

1 800 
 

162 

 

 
 

 
 

8 625 
 

290 

332 

1 800 

2 200 

 

2 365 
 

152 

 

 
 

 
 

8 245 
 

285 

232 

2 365 

1 961 

2484. 

341.13 

440.00 

440.10 

440.11 

440.12 

440.13 

440.20 

440.40 

441.11 

441.13 

Anteile eidg. Abgaben und Erträge: 

Härteausgleich Anteil OW an Kantone 

Kantonsanteil (17 %) an dir. Bundessteuern 

Finanzausgleich (Horizontal; vor Einführung NFA) 

Ressourcenausgleich Anteil von Bund nach NFA 

Geographisch-Topographischer Lastenausgleich 

Härteausgleich Anteil von Bund 

Repartitionen; ∅ 5 Jahre 

Eidg. Verrechnungs-/Sicherungssteuer  

Ressourcenausgleich Anteil von Kantonen 

Härteausgleich Anteil von Kantonen 

 

543 

 

 

7 650 

 

29 148 

5 447 

6 287 

250 

1 300 

20 632 

3 144 

 

543 

 

 

6 000 

 

28 400 

5 296 

6 287 

230 

1 366 

19 880 

3 144 
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V09 in Fr. 1 000.– 

brutto 
V08 in Fr. 1 000.– 

brutto 
Kostenstelle/ 
Konto 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2486. 

341.00 bzw.  

342.00 

380.00 

416.10 

426.00 

426.01 

426.10 

Reingewinnanteile OKB/EWO/SNB: 

Gemeindeanteile Reingewinn EWO 

Übrige Gemeindeanteile 

Rücklage Finanzierung Steuerstrategie 

Anteile Schweiz. Nationalbank SNB 

Anteil Obw. Kantonalbank  

OKB, Abgeltung der Staatsgarantie 

Reingewinn Elektrizitätswerk Obwalden 

 

 

1 500 

1 500 

 

 

 

 

7 367 

6 600 

2 065 

3 000 

 

 

1 000 

1 500 

 

 

 

 

7 349 

5 720 

1 790 

2 000 

2490. 

365.21 

365.22 

365.24 

365.27 

365.28 

380.00 

414.00 

480.00 

Landeslotterie: 

Kulturelle Veranstaltungen (u.a. Obwald) 

Übrige Beiträge (u.a. Dampfschiff Unterwalden) 

Verkehrshaus Luzern 

Investitionsbeitrag an Sprungschanze Engelberg 

Beitrag an Renovation Klosterkirche Engelberg 

Einlage in Spezialfinanzierung/Fondsausgleich 

Anteil Landeslotterie/Zahlenlotto 

Entnahme aus Fonds für Fondsausgleich 

 

100 

160 

25 

 

200 

14 

 

 

 

 

 

 

 

1 800 

49 

 

90 

155 

25 

70 

200 

 

 

 

 

 

 

 

1 800 

39 

 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2480  Der Kanton hat zusammen mit den Gemeinden eine neues Finanz-
haushaltsgesetz erarbeitet. 

  

2400  Das Finanzausgleichsgesetz ist überarbeitet.   

2402  Die Entscheide für eine Neuordnung der Gemeinde-Finanz-
Aufsicht sind gefällt. 

  

 
 



– 49 – 
 
 

 

4.2 Rollender IAFP 2010 bis 2012 
 
4.2.1 Wesentliche voraussehbare Änderungen im Leistungsauftrag des Amtes 2010 bis 2012 
 

Auswirkungen im Finanzplan in  
+/./. Fr. 1 000.– gegenüber V09  

(Veränderungen netto) 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Neue/wegfallende Aufgaben > Fr. 50 000.– 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

P10 P11 P12 

2440. 

342.00 
 

342.10 

480.00 

Finanzausgleich an Gemeinden: 

Ressourcenausgleich: Entwicklung Ressourcenausgleich mit 
Steuerentwicklung 

Steuerstrategie-Ausgleichsentwicklung Ste G Rev. 2007 

Entnahme Steuerstrategieausgleich aus Spezialfinanzierung 

 

 
 125  

- 1 000       

      - 1 050 

 

 
+   250 

- 2 150 

      - 4 150 

 

 
+   750 

- 5 150 

      - 4 150 

2462. 

331.00 
 

 
 
 

332.00 

Abschreibungen: 

Ordentliche Abschreibungen gemäss Abschreibungssatz FHV 
und geplanten Investitionen 

Lineare Abschreibung (5 Jahre)  
Wiederinstandstellung Kantonsstrassen nach Hochwasserka-
tastrophe 

Entwicklung zusätzliche Abschreibungen Verwaltungsverm. 

 

+     2 920 
 

-     160 
 

 
-    12 200 

 

+     7 060 
 

-       1 060 

 
 
-     14 200 

 

+     8 380 
 

       1 640 

 
 
-     14 200 

2464. 
322.00 

Schuldzinsen: Verzinsung der bestehenden Schuldscheine 
und Rückzahlung bei Fälligkeit 

-    475 -    675 -   750 

2466. 
422.00 

Vermögenserträge: 
Rückzahlung der Darlehen EWO 
Abnahme flüssiger Mittel infolge Schuldenrückzahlung 

 
- 100 
- 800 

 
- 100 

-1 225 

 
- 100 

-1 500 

2480. 

400.00 

401.00 

480.00 bzw.  
2486.380.00 

Direkte Abgaben: 

Staatssteuer, Natürliche Personen: 

Staatssteuer, Juristische Personen: 

Ende der Entnahme Rücklage Steuerstrategie bzw. 
Ende der Einlage in Steuerstrategie 

 

 + 2 600 

+ 1 000 

- 2 408 
-1 500        

 

+ 5 300 

+ 1 500 

- 2 408 
-1 500        

 

+ 7 100 

+ 2 000 

- 2 408 
-1 500        

2482. 
460.20 

Gebundene Abgaben: 
Entwicklung der LSVA gemäss Angaben Bund 

 
- 50 

 
- 50 

 
- 50 

2484. 

440.00 
 
 

440.11 
 

440.12 

441.11 

Anteile eidg. Abgaben und Erträge: 

Kantonsanteil an dir. Bundessteuern: Erwartete Zunahme von 
jährlich 6 % 
abz. Auswirkungen Familienbesteuerung 

Ressourcenausgleich Anteil von Bund; Erwartung eines konti-
nuierlichen Anstiegs des Ressourcenpotenzials 

Geographische-Topographischer Lastenausgleich (+ 1,5 %) 

Ressourcenausgleich Anteil von Kantonen; Erwartung eines 
kontinuierlichen Anstiegs des Ressourcenpotenzials 

 

 
        + 450 
-    200       

- 1 664 
 

     +  150  

- 1 280 

 

 
    +   500 
- 200   

- 3 328 
 

      + 300   

- 2 560 

 

 
    +   550 
- 200   

- 5 000 
 

      + 450   

- 3 840 

2486. 
380.00 

Reingewinnanteile OKB/EWO/SNB 
Aufhebung Rücklage Finanzierung Steuerstrategie 

 
-1 500 

 
-1 500 

 
-1 500 
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4.2.2 Nachführung geplante Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2010 bis 2012 
 

Massnahmen 
 
Normalschrift = beschlossen 
Kursivschrift = geplant 

Auswirkungen Finanzplan 
2010/2012 in Fr. 1 000.– 

brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

Nr. 
APL 

Projekte, Gesetze, Investitionen Verabschie-
dung im RR 

Jahr Ausgaben Einnah-
men 

2402  Ersatzinvestitionen EDV/Telefonvermittlungsanlage  2010 
bis 

2012 

500  

2440  Das Finanzausgleichsgesetz ist überarbeitet: Anpas-
sung Ressourcenausgleich vertikal 

Anpassung Ressourcenausgleich horizontal 

 ab 
2010 

 
800 

250 

 
 

250 
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26 Steuerverwaltung 
 
 
1 Leistungsauftrag des Amtes 
 
Die Steuerverwaltung ist für die Umsetzung des Steuergesetzes verantwortlich und beschafft einen 
wesentlichen Teil der Einnahmen des Kantons. Sie veranlagt die Einkommens- und Vermögens-
steuern von den Unselbständigerwerbenden, sekundär Steuerpflichtigen, Selbständigerwerbenden 
und den Landwirten, die Gewinn- und Kapitalsteuer bei den juristischen Personen sowie die Erb-
schafts-, Schenkungs- und Quellensteuern sowie die Grundstückgewinn- und Handänderungs-
steuern. Ferner veranlagt die Steuerverwaltung die direkte Bundessteuer. Weiter kontrolliert die 
Steuerverwaltung die Verrechungssteuer-Anträge und fordert die notwendigen Rückerstattungsbe-
träge bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung an. Auch der Vollzug der Prämienverbilligung in 
der Krankenversicherung und die Güterschätzung sind organisatorisch bei der Steuerverwaltung 
angegliedert. Daneben fallen interkantonale Aufgaben wie Meldewesen, Repartitionswesen usw. 
bei der Steuerverwaltung an. 
 
 
2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Steuergesetz (GDB 641.4) 
Vollziehungsverordnung zum Steuergesetz (GDB 641.41) mit Ausführungsbestimmungen  
(GDB 641.411 bis 641.422) und Vereinbarungen (GDB 641.5 bis 641.54) 
Schätzungs- und Grundpfandgesetzgebung (GDB 213.7, 213.71 und 213.711) 
Einführungsgesetzgebung zum Krankenversicherungsgesetz (GDB 851.1 und 851.11) 
 
 
3 Finanzen 
 
in Fr. 1 000.– R07 V08 V09 P10 P11 P12

Laufende Rechnung:

Aufwand 5'392 5'437 21'553
Ertrag 474 398 8'067
Nettoaufwand 4'918 5'039 13'486 14'069 14'653 15'239
Investitionen:

Ausgaben
Einnahmen
Nettoinvestitionen  
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4 Wesentliche Aussagen zur Entwicklung der Aufgaben und Finanzen 
 
4.1 Jahresplanung 2009 
 
4.1.1 Schwerpunkte der laufenden Aufgabenerfüllung gemäss Leistungsauftrag des Amtes 2009 
 

V09 in Fr. 1 000.– 
brutto 

V08 in Fr. 1 000.– 
brutto 

Kostenstelle/ 
Konto 

 

Aufgaben – Schwerpunkte – Budgetbegründung 
 

Ausgaben Einnah-
men 

Ausgaben Einnah-
men 

2600. 

310.00 
 

318.10 

363.00 

436.20 

Abteilung Innere Dienste/Steuerrevisorat 

Bürobedarf, Drucksachen u.a. Steuererklärun-
gen/Wegleitungen 

Porti (Versand Steuererklärungen) 

Informatikaufwand ILZ 

Gebühren für Mahnungen, Fristerstreckungen 

 

135 
 

115 

453 

 

 
 

 

 

55 

 

135 
 

115 

376 

 

 
 

 

 

55 

2655. 

317.01 

431.00 

Grundstückschätzungen 

Spesenentschädigungen: Schätzer 

Gebühreneinnahmen 

 

65 

 

 

105 

 

65 

 

 

110 

2680. 

365.00 
 

434.10 
 
 

460.00 

Prämienverbilligung Krankenversicherung 

Auszurichtende Prämienverbilligung  
(2008: Kto. 3409.365.00) 

Einnahme für Durchführung der Auszahlung  
(2008: von Gesundheitsamt; neu direkte Budgetie-
rung über Steuerverwaltung) 

Bundesbeitrag (2008: Kto. 3409.460.00) 

 

16 000 

 

 
 

 
 
 

7 850 

 

16 000 

 

 
 

175 
 
 

7 800 

 
 
4.1.2 Massnahmen: Projekte, Gesetze, Investitionen 2009 
 

Massnahmen Auswirkungen V09  
in Fr. 1 000.– brutto 

Kosten- 
stelle/ 
Konto 

 
Nr. 

APL 
Projekte, Gesetze, Investitionen Ausgaben Einnahmen 

2600  Die integrale Umsetzung der Steuerstrategie (Abstimmung mit 
Kantonsmarketing und ROK) ist fortgesetzt.  

  

2600  Teilrevision Steuergesetz per 1. Januar 2010 (Erhaltung der Wett-
bewerbsfähigkeit). 

  

2655  Die Verordnung über die Beurkundungs-, Grundbuch- und Schät-
zungsgebühren ist revidiert. 

  

 
 


